
13Montag, 17. Dezember 2018, Nr. 293

deswehr zitiert. »Allerdings haben wir nur 10 bis 
15 Prozent der amerikanischen Fähigkeiten.«¹⁰ 

Kürzlich wurde die Schaffung eines »Zentrums 
für ziviles Krisenmanagement« vereinbart. Dort 
sollen Polizei, Juristen und andere Experten die »zi-
vile Prävention« sicherstellen. Zu ihren Aufgaben 
gehört z. B. die Errichtung rechtsstaatlicher Struk-
turen im Kosovo, was, wie Berichte immer wieder 
zeigen, als gescheitert betrachtet werden kann: Das 
Kosovo wurde nach den NATO-Kriegen gegen die 
Bundesrepublik Jugoslawien zu einem El Dorado 
für die organisierte Kriminalität.¹¹ Bis heute hat 
sich daran nichts geändert. 

Verpflichtung zur Aufrüstung
Die Wales-Erklärung der NATO aus dem Jahre 
2014, in der »Überlegungen« zu einem Zwei-Pro-
zent-Ziel der Rüstungsausgaben gemessen am BIP 
dargelegt sind¹², rundet dieses Bild ab. Innerhalb 
von zehn Jahren würde der zukünftige Ausgaben-
anteil in der BRD bei einem angenommenen Wirt-
schaftswachstum von zwei Prozent immerhin ca. 
75 Milliarden Euro jährlich betragen – leicht vor-
stellbar, was dies angesichts der ohnehin bereits 
schwindenden Ausgaben für Soziales und öffent-
liche Infrastruktur bedeuten würde. Zwar ist die-
ses NATO-Ziel rechtlich unverbindlich, aber Pesco 
schreibt ja die Verbindlichkeit von höheren Rüs-
tungsausgaben vor, ein aus Sicht der Rüstungslobby 
und EU-Bürokraten kluger Schachzug. Dies dürfte 
von erheblicher Bedeutung sein, weil ja Fiskalpakt 
und Europäischer Stabilitätsmechanismus (ESM) 
mit ihren Eingriffsmöglichkeiten auf die Ausgaben 
nationaler Haushalte deren Ausgeglichenheit er-
zwingen können – und deshalb auch die Möglich-

keit stagnierender Rüstungsausgaben durchaus be-
steht. Es ist zu beobachten, dass eine Art »Neben-
unionsrecht« neben den eigentlichen Primärver-
trägen der Europäischen Union nebst immerhin 
gültiger Grundrechtecharta etabliert wird, durch 
das ganz entgegen der sonstigen Austerität eine Art 
Rüstungskeynesianismus zementiert werden soll, 
der dann, einem Naturgesetz gleich wegen des 
verpflichtenden Charakters des Pesco-Abkommens 
zukünftig nicht mehr zu hinterfragen ist. 

Sollte in dem einen oder anderen Falle ein-
mal eine nationale Regierung die Rüstungsaus-
gaben senken, soll ein solcher Alleingang in 
Zukunft rechtlich problematisch sein: Die Auto-
nomie eines nationalen Haushaltsgesetzgebers, 
der im Rahmen des nach wie vor existierenden 
Etatrechts theoretisch ein beliebiges Budget be-
schließen kann, trotz ESM-Vertrag und Fiskal-
pakt, soll noch weiter eingeschränkt werden. So 
soll sich in Zukunft jedes Land, dass sich Pesco 
anschließt, an die Aufrüstungsverpflichtung ge-
bunden fühlen. Es wird also – wie auch das Pring-
le-Urteil des Europäischen Gerichtshofs zeigt, 
das die Eingriffe des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus ESM in die Haushaltsautonomie der 
Mitgliedsstaaten mit zum Teil offen neoliberalen 
Begründungen akzeptiert¹³– neben dem bereits 
existierenden »zivilen« Nebenunionsrecht ein 
weiteres »militärisches Nebenunionsrecht« etab-
liert. Noch viel intensiver als im EU-Primärrecht 
mit seinen Verträgen ohnehin bereits geschehen, 
werden rechtliche Sachzwänge geschaffen. In der 
Europarechtswissenschaft spricht man angesichts 
einer solch unüberschaubaren Gemengelage von 
Verpflichtungen durch EU-Primärverträge, einer 
EU-Grundrechtecharta, diesen widersprechenden 

»Nebenverträgen« etwa durch den ESM Vertrag 
und jetzt auch noch Pesco offen von »Unionsorga-
nen außer Kontrolle«.¹⁴ Nur mit einem Kampf für 
einen demokratischen Neustart Europas jenseits 
dieser EU kann diese zunehmende Fassadende-
mokratie durch eine bürgernahe Demokratie er-
setzt werden. 

Entspannung
Bei Pesco geht es folglich um einen weiteren Schritt 
zur Aufrüstung. Dabei ist eine kluge und angemes-
sene Außen- und Entspannungspolitik doch genau 
das Gebot der Stunde: Wer ein soziales Europa 
will, wer ein Europa des Friedens und einer ökolo-
gischen Neuorientierung will, der ist geradezu dazu 
verpflichtet, sich für ein gemeinsames Haus Europa 
von Lissabon bis Wladiwostok einzusetzen. Wer 
ein solches an den besten progressiven national-
staatlichen Traditionen des Fortschritts orientiertes 
Europa anstrebt, sollte sich über eines klar sein: 
Mit einer Nibelungentreue zu den USA und ihren 
Kriegen mit Millionen Opfern und einem ange-
spannten und komplizierten Verhältnis zu Russland 
ist eine Wende zu einem sozialen und ökologischen 
Europa kaum denkbar. Denn wer einen Kontinent 
anstrebt, auf dem die sozialen Menschenrechte 
mit einem starken öffentlichen Sektor, mit starken 
öffentlichen Diensten, die der Wohlfahrt der Euro-
päerinnen und Europäer verpflichtet sind, braucht 
ein freundschaftliches Verhältnis zu Russland wie 
die Luft zum Atmen, ein Russland, dessen staats-
kapitalistisches und durchaus in Teilen kritikwürdi-
ges bonapartistisches Politikmodell der Idee eines 
sozialen Europas ungleich näher steht als die trans-
atlantische Waffenbrüderschaft. An dieser Weg-
gabelung müssen wir Europäer und Europäerinnen 
uns entscheiden. Eine neue, an den allerbesten 
Traditionen der Brandtschen Entspannungspolitik 
anknüpfende europäisch-deutsche Friedens- und 
Außenpolitik ist das Gebot der Stunde. 

Anmerkungen: 

1  Brzezinski, Zbigniew, Die einzige Weltmacht. Amerikas Strategie der 
Vorherrschaft, Frankfurt am Main 2001, 4. Aufl., beispielsweise S. 41 

2  Video »Abmachung 1990: ›Keine Osterweiterung der NATO‹ – 
Außenminister Genscher und Baker«, online verfügbar unter: 
https://www.youtube.com/watch?v=JXcWVTpQF3k und Video 
»Genscher widerspricht Behauptung vom Versprechen an Russland, 
die NATO nicht nach Osten zu erweitern«, online verfügbar unter: 

https://www.youtube.com/watch?v=aG_EU5XWJn4 
3  Homepage der NATO: https://www.nato.int/cps/en/natohq/51288.

htm ,  https://www.nato.int/cps/en/natolive/topics_37750.htm# 
4  Deutscher Bundestag – Drucksache 19/4758, 19. Wahlperiode, 

5.10.2018, Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der 
Abgeordneten Andrej Hunko, Dr. André Hahn, Dr. Alexander S. Neu, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke und Drucksache 
19/3881 – »Perspektiven eines künftigen gesamteuropäischen 
Raums von Lissabon bis Wladiwostok« 

5  International Institute for Strategic Studies (IISS), »The Military 
Balance«, 2018, Chapter Two: Comparative defence statistics 2017, 
Page 22 f., https://www.iiss.org/publications/the-military-balance/
the-military-balance-2018 

6  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/14418/umfrage/
bruttoinlandsprodukt-in-den-usa/ 

7  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/19373/umfrage/
bruttoinlandsprodukt-in-russland/ 

8  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1251/umfrage/ 
entwicklung-des-bruttoinlandsprodukts-seit-dem-jahr-1991/  
Für 2018 aufgerundet auf 3,3 Bill. Euro 

9  https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/ 
2017/12/11/defence-cooperation-pesco-25-member-states- 
participating/ 

10  https://www.bmvg.de/de/aktuelles/pesco-mit-struktur- 
ans-ziel-11090 

11  https://www.heise.de/tp/features/Kosovo-Wahlen- 
bestaetigen-gescheiterten-Staat-3741045.html 

12  https://www.heise.de/tp/features/Muss-Deutschland-den- 
Ruestungshaushalt-auf-2-des-Bruttoinlandsprodukts- 
erhoehen-3935186.html 

13  http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text= 
&docid=130381&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir= 
&occ=first&part=1 

14  https://www.blickpunkt-wiso.de/post/andreas-fischer- 
lescano-diese-neoliberale-politik-ist-unvereinbar-mit-den- 
menschenrechten--1288.html 

Dr. Alexander S. Neu ist Mitglied des Bundes-

tags und Obmann im Verteidigungsausschuss 

sowie Osteuropabeauftragter der Bundestags-

fraktion der Partei Die Linke.

Michael Aggelidis ist Rechtsanwalt. Zwischen 

2010 und 2012 saß er für die Partei Die Linke in 

Nordrhein-Westfalen im Düsseldorfer Landtag. 

Im Februar bewirbt er sich auf dem Parteitag auf 

einen Platz auf der Europawahlliste von Die Linke.

THEMA

Minensuchboote der Royal Navy während des gegen Russland gerichteten NATO-Manövers »Trident Juncture« in Norwegen (Oktober 2018)

Lesen Sie morgen auf den jW-Themaseiten: 

Wüster Kick. Deutsche  
Unternehmen profitieren  
von der WM in Katar 
Von Glenn Jäger

Großwaffensysteme, Personal und Militärausgaben.  
USA versus Russische Föderation. Vergleichsjahr 2017 5

Großwaffensystem USA Rußland BRD

Nuklear bestückbare Interkontinentalraketen 400 313

Bomber 157 139

Jagdflugzeuge/Jagdbomber 3.424 1.112

Angriffshubschrauber 793 376

Transporthubschrauber 2.645 375

Schwere und mittlere Transportflugzeuge 658 177

Luftaufklärungsflugzeuge (AWACS) 111 18

Drohnen 628 Menge  unbekannt

Flugzeugträger 11 1

Ballistische raketentragende U-Boote 14 13

Angriffs-U-Boote 54 49

Zerstörer / Fregatten / Kreuzer 96 33

Kampfpanzer 2.831 3.090

Artillerie 6.894 5.293

Personalstärke 1,35 Mio. 900.000 186.600

Militärhaushalt 602,8 Mrd. US-$ 61,2 Mrd. US-$ 39,3 Mrd. US-$

Finanzielle und ökonomische Daten Vergleichsjahr 2018

BIP 20,4 Billionen US-$ 6 1,72 Billionen US-$ 7 4,2 Billionen US-$ 8

Ranking größte Volkswirtschaften Platz 1 Platz 11 Platz 4


